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§224

Anmaßung staatlicher Befugnisse

(1) Wer sich eine staatliche Befugnis anmaßt und dadurch die ord­
nungsgemäße Tätigkeit staatlicher Organe oder die Rechte der Bürger 
beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt eine Uniform eines Staats­
organs oder einer staatlichen Einrichtung trägt und dadurch die ord­
nungsgemäße Tätigkeit staatlicher Organe oder Einrichtungen oder die 
Rechte der Bürger beeinträchtigt.

3. A b s c h n i t t  

Straftaten gegen die Rechtspflege

§225

Unterlassung der Anzeige

(1) Wer von dem Vorhaben, der Vorbereitung oder der Ausführung
1. eines Verbrechens gegen den Frieden und die Menschlichkeit (§§ 85 

bis 89, 91 bis 93);
2. eines Verbrechens gegen die Deutsche Demokratische Republik (§§ 96 

bis 105, § 106 Absatz 2, §§ 107, 108, 110);
3. eines Verbrechens gegen das Leben (§§112, 113);
4. eines Verbrechens oder Vergehens gegen die allgemeine Sicherheit 

oder gegen die staatliche Ordnung (§§ 185, 186, 190, 198, 213 Absatz 2 
Ziffern 1 bis 4);

5. eines Vergehens oder Verbrechens des Mißbrauchs von Waffen oder 
Sprengmitteln (§§ 206, 207);

6. eines Verbrechens oder Vergehens der Fahnenflucht (§ 254)
vor dessen Beendigung glaubwürdig Kenntnis erlangt und dies nicht 
unverzüglich zur Anzeige bringt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffent­
lichem Tadel bestraft.

; Д (2) Ebenso wird bestraft, wer glaubwürdig Kenntnis von einem Waf- f;\ 
fenversteck erlangt und dies nicht unverzüglich zur Anzeige bringt/" - *

---------------------------------------------------------------------------------------------------------- 4 Г)"
(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe von zwei bis 

zehn Jahren zu erkennen.
(4) Die Anzeige ist bei einer Dienststelle der Sicherheitsorgane oder 

der Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Republik zu erstat­
ten. Die Anzeige kann erforderlichenfalls auch bei einem anderen staat­
lichen Organ erstattet werden.
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